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Der serbische Ministerpräsident Zoran Đinđić hat mit einschneidenden politischen
Aktionen Mitte Juni die politische Initiative an sich gerissen, um dem weiteren Verfall
seiner Machtbasis entgegenzutreten und seine Stellung im Machtkampf gegen den
jugoslawischen Bundespräsidenten Vojislav Ko�tunica zu verbessern. Sein Vorstoß
erfolgte zu einem Zeitpunkt, als durch die Ermordung des Polizeigenerals Bo�ko Buha
in Mafia-Manier das Versagen der Regierung in Belgrad bei der Bekämpfung der
organisierten Kriminalität und bei der Herstellung von Rechtsstaatlichkeit insgesamt
deutlich wurde. Das Land befindet sich in der schlimmsten politischen Krise seit dem
Sturz Slobodan Milo�evićs vor annähernd zwei Jahren.

Ministerpräsident Đinđić hat am 12. Juni
2002 erklärt, daß die Präsidentschaftswah-
len in Serbien wahrscheinlich im Juli aus-
geschrieben werden. In diesem Fall muß
der Urnengang laut Verfassung Ende
September oder Anfang Oktober stattfin-
den. Bis zu diesem Zeitpunkt wird die
Umgestaltung der Bundesrepublik Jugo-
slawien in die neue Entität »Serbien und
Montenegro« allem Anschein nach noch
nicht abgeschlossen sein.

Bundespräsident Ko�tunica, der die Um-
wandlung der BRJ zur »Chefsache« erklärt
hat, könnte sein jetziges Amt, dessen
geringe Befugnisse nach der Umgestaltung
der BRJ noch schrumpfen werden, nicht
ohne Gesichtsverlust vorzeitig abgeben, um
als Kandidat bei der serbischen Präsident-
schaftswahl anzutreten.

Die Verfassung Serbiens, die noch aus
der Zeit von Milo�evićs Alleinherrschaft
stammt, verleiht dem serbischen Präsi-
denten beträchtliche Macht. Den Umfragen
nach hätte in einem Wahlgang ohne
Ko�tunica (der allerdings bisher seine
Kandidatur nicht ausgeschlossen hat) der
stellvertretende Bundesministerpräsident
Milan Labus, ein populärer Ökonomiepro-
fessor, der Đinđić nahesteht, sichere Sieges-
aussichten. Der jetzige Amtsträger, Milan
Milutinović, ein Milo�ević-Adlatus, ist vor
dem Haager Kriegsverbrechertribunal
angeklagt und muß nach Ende der Amts-
zeit mit der Auslieferung rechnen.

Der Machtkampf Ko�tunica�Đinđić
Der politische Einfluß Ko�tunicas ist am
12. Juni d.J. zusätzlich dadurch einge-
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schränkt worden, daß die Abgeordneten
seiner Demokratischen Partei Serbiens (DSS)
durch einen Schachzug Đinđićs aus dem
Parlament gedrängt wurden. Mit dem
rechtlich umstrittenen Schritt, jene Abge-
ordneten, die selten zu den Parlaments-
sitzungen erscheinen und in anderer Weise
ihren Verpflichtungen nicht nachkommen,
durch Nachrücker zu ersetzen, gelang es
dem Ministerpräsidenten, auf Kosten Ko�tu-
nicas seine Machtbasis in der skup�tina
(Parlament) wenigstens vorläufig zu festi-
gen. Nach dem Austausch von 35 Abgeord-
neten sitzen jetzt 23 neue Parlamentarier
aus den Reihen der Regierungskoalition
Demokratische Opposition Serbiens (DOS) und
nur noch 12 von der DSS im Parlament
(anstelle von 14 DOS- und 21 DSS-Abgeord-
neten). Somit hat die Regierungskoalition
jetzt eine stabile Mehrheit (139 von 250
Mandaten) im Parlament.

Alle Abgeordneten der DSS haben sofort
nach dieser Entscheidung der DOS-Mehr-
heit in den zuständigen Parlamentsaus-
schüssen ihre Mandate zurückgegeben und
das Parlament verlassen. Ko�tunica und
seine Anhänger bezeichneten die Vorge-
hensweise der DOS als »stillen Staats-
streich« und »Einführung der Diktatur«. Die
Partei kündigte rechtliche Schritte an und
verstärkte ihre Forderungen nach vorgezo-
genen Neuwahlen. In der ersten Sitzung
ohne Teilnahme der DSS senkte die DOS-
Mehrheit die notwendige Anzahl anwesen-
der Abgeordneter für die Beschlußfähigkeit
des Parlaments von der Hälfte der Mandats-
träger auf ein Drittel.

Ko�tunicas DSS gehörte zu der 18 Par-
teien zählenden Koalition DOS, die zu
Weihnachten 2000 die Parlamentswahlen
haushoch gewann. Im Verlauf des sich
danach rasch entfaltenden Machtkampfes
in der Koalition verließen Ko�tunicas
Abgeordnete im August 2001 die gemein-
same Parlamentsfraktion und agierten,
obwohl ihre Vertreter zunächst noch in der
Regierung blieben, quasi als parlamenta-
rische Opposition. Zuletzt verhinderte die
DSS immer öfter die Erörterung wichtiger
Regierungsvorlagen, indem sie den Parla-

mentssitzungen fernblieb. Anfang Juni
2002 stellte sie sogar eine »Schattenregie-
rung« auf.

Im allgemeinen wird der immer aggres-
siver werdende Konflikt als eine Auseinan-
dersetzung zwischen vaterlandsliebenden
Traditionalisten um Ko�tunica und pro-
westlichen Reformern um Đinđić gedeutet.
Gemessen an den faktischen Handlungen
der Spitzenpolitiker in Belgrad, greift diese
Erklärung jedoch zu kurz. Beide haben sich
bei ihrem Handeln bisher weniger von ideo-
logischen Grundsätzen leiten lassen als von
der politischen Opportunität. So ist Đinđić
zum Beispiel nicht vor Avancen gegenüber
der Serbisch-orthodoxen Kirche (überstürz-
te Einführung des Religionsunterrichts an
den Schulen) und anderen konservativen
Kräften zurückgeschreckt.

Der Premier hat es jedoch nicht geschafft,
mit den unbestreitbaren Teilerfolgen seiner
Regierung im Bereich der makroökonomi-
schen und finanziellen Reformen beim
Wahlvolk beliebter zu werden. Ko�tunica
andererseits versagte, trotz aller politischen
Hiebe gegen seinen Kontrahenten, bei dem
Bemühen, seine zwar geschrumpfte, aber
weiterhin große Popularität bei den
Wählern in reale politische Macht umzu-
wandeln. Alle Umfragen bestätigen, daß
weder Ko�tunicas DSS noch Đinđićs DOS
mit einer eindeutigen Mehrheit bei etwaigen
vorgezogenen Parlamentswahlen rechnen
könnten. Für den Premier bedeutet das,
weiterhin Kompromisse und Zugeständnis-
se machen zu müssen, um den Zusammen-
halt der 17-Parteien-Koalition DOS zu wah-
ren und sich an der Regierung zu halten.

Organisierte Kriminalität,
Korruption und illegale Geschäfte
Die Ermordung des Polizeigenerals Bo�ko
Buha in den Nachtstunden des 10. Juni auf
dem Parkplatz des Hotels Jugoslavija in
Belgrad hat nicht nur das Scheitern der
Regierung Đinđić bei der Bekämpfung der
Kriminalität vorgeführt, sondern auch die
eingeschränkte politische Handlungsfähig-
keit des serbischen Premiers.
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Obwohl er aus seiner Unzufriedenheit
mit der Arbeit von Innenminister Du�an
Mihailović keinen Hehl machte (das Innen-
ministerium verdiene nur die Note »genü-
gend«, so der Premier), kann er es sich nicht
leisten, den erfolglosen Minister zu ent-
lassen, da er die Mandate der Neuen
Demokratie, deren Chef Mihailović ist, im
Parlament für die Sicherung der Regie-
rungsmehrheit braucht. Dem Innenmini-
sterium ist es bisher in keinem einzigen
Fall gelungen, die Hintergründe der zahl-
reichen Auftragsmorde und anderer Ver-
brechen in Serbien im letzten Jahrzehnt zu
klären. Vielmehr hat die Zahl unaufgeklär-
ter Entführungen reicher Leute, die gegen
Lösegeld freigekauft wurden, und anderer
Fälle schwerster Kriminalität zugenommen.

»Die Einkünfte aus dem illegalen Handel
mit Waffen, Drogen, Alkohol, Zigaretten
und jüngst auch mit Menschenschmuggel
übertreffen alle bisherigen Schätzungen«,
erklärte der jugoslawische Außenminister
Goran Svilanović. Er erkennt in der »Verbin-
dung zwischen organisierter Kriminalität
und politischen und parapolitischen
Machtzentren in der Region« die eigentliche
Sicherheitsbedrohung für dieses Land«.
Svilanović, Chef der kleinen liberalen
Bürgerlichen Allianz Serbiens, spricht von einer
Kontinuität mit dem früheren Regime, da
zu viele Kompromisse mit Armee, Polizei,
Wirtschaftsbonzen sowie Politikern und
Personen des öffentlichen Lebens aus der
Zeit Milo�evićs eingegangen worden sind.

In der serbischen Presse wird darauf
hingewiesen, daß in den mittleren und
höheren Rängen der Polizei und der
Sicherheitsdienste nach wie vor dieselben
Personen agieren, die zu den Stützen des
früheren Regimes zählten und denen weit-
reichende Verstrickungen mit der organi-
sierten Kriminalität nachgesagt werden.
Zu diesem Personenkreis gehörte auch der
ermordete Buha, der jedoch am Tag des
Belgrader Umsturzes, am 5. Oktober 2000,
zu den künftig Regierenden überlief. Er
wurde letztes Jahr als Stadtpolizeichef von
Belgrad abgelöst, woraufhin er in Zeitungs-

interviews von Verbindungen der Mafia zur
neuen Regierung sprach.

Wechsel in Polizei und Justiz
Đinđić ist offenbar bemüht, seinen Einfluß
auch auf die inneren Strukturen der Polizei
auszudehnen. Er hat letztes Jahr den serbi-
schen Staatssicherheitsdienst unter seine
direkte Kontrolle gebracht. In den vergan-
genen Monaten wurden sein früherer Büro-
leiter Nenad Milić zum stellvertretenden
Innenminister und Milan Obradović, eben-
falls ein Vertrauter aus der Demokratischen
Partei des Premiers, zum Belgrader Polizei-
chef ernannt. Auch hat es Đinđić bisher
vermieden, die paramilitärischen Sonder-
einheiten des Innenministeriums (SAJ)
aufzulösen, die im letzten November eine
Meuterei in Belgrad veranstalteten (sie
weigerten sich, »ohne gesetzliche Grund-
lage« vor dem Haager Tribunal angeklagte
Kriegsverbrecher festzusetzen). Schon lange
angekündigte neue Gesetze, die erstmals
seit dem Zweiten Weltkrieg den Staatssi-
cherheitsdienst aus dem Innenministerium
ausgliedern sollen, sind dem Parlament
noch immer nicht vorgelegt worden.

Der serbische Premier wird von der
Opposition beschuldigt, auch in der Justiz
seinen Einfluß sichern zu wollen. In der
vorletzten Juniwoche sind der neue Präsi-
dent und einige weitere Mitglieder des
serbischen Verfassungsgerichtshofes
bestellt worden, damit die höchste richter-
liche Instanz nach vielen Monaten Lähmung
wegen zahlreicher Rücktritte wieder ein-
satzfähig wird. Der Justiz wird von Djindjić
und dem serbischen Justizminister Vladan
Batić immer öfter Unfähigkeit vorgeworfen,
die Erblast des früheren Regimes aufzuar-
beiten. So seien bisher nur drei Richter, die
gegen das Gesetz verstoßen hätten, abgelöst
worden, und es gebe kein einziges rechts-
kräftiges Urteil bei den zahlreichen Korrup-
tionsprozessen. Diese Kritik wurde von den
führenden Richtern des Landes als unzuläs-
siger Druck der Exekutive zurückgewiesen.
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Eine apathische, traumatisierte
Gesellschaft
Öffentliche Konfrontationen dieser Art
brechen in fast jedem anderen Bereich der
serbischen Gesellschaft und Politik ständig
aus. Das Ansehen von Regierung, Parlament
und anderen Institutionen der Demokratie
bei der Bevölkerung wird immer geringer.
Sei es bei der Frage der Reform der Medien-
gesetzgebung, der Umsetzung der Autono-
mieregelungen für die nördliche Provinz
Vojvodina, oder der Einrichtung von
Sozialprogrammen, um die immer größer
werdende Zahl von Arbeitslosen aufzufan-
gen � überall bricht die Zerrissenheit der
Gesellschaft hervor, die von der allgegen-
wärtigen Konfrontation der Politiker
untereinander verstärkt wird. Im Zusam-
menspiel mit der trotz der erwähnten
Erfolge im Alltag anhaltenden wirtschaftli-
chen Misere und der ungewissen weiteren
Entwicklung in Kosovo und anderen
schwerwiegenden offenen »Staatsfragen«
entsteht ein Zustand nicht nachlassender
Spannung in einer ohnehin in den letzten
15 Jahren durch die Kriege und inneren
Verwerfungen schwer traumatisierten
Gesellschaft.

Ein heißer Herbst?
Der Herbst 2002 in Serbien wird kaum im
Zeichen entschlossener Reformen stehen.
Die angekündigten Präsidentschaftswahlen
werden zweifellos die politischen Konfron-
tationen weiter anheizen. Für zusätzlichen
Konfliktstoff wird die Entwicklung in dem
in der Sezessionsfrage zutiefst gespaltenen
Montenegro sorgen, wo im Herbst ebenfalls
ein neuer Staatspräsident und allem An-
schein nach auch vorzeitig das Parlament
gewählt werden.

In solchen bewegten Zeiten soll gleich-
zeitig das unter EU-Vermittlung zustande-
gekommene Abkommen vom 14. März d.J.
über die Neugestaltung des Verhältnisses
zwischen Serbien und Montenegro umge-
setzt werden. Der EU-Beauftragte für
Außenpolitik, Javier Solana, erwartet, daß
eine gemeinsame Kommission bis Ende Juli

die Grundzüge der neuen Verfassungs-
charta ausarbeitet, so daß noch bis Jahres-
ende Wahlen für das neue gemeinsame
Parlament abgehalten werden könnten.
Sein Optimismus wird von der Öffentlich-
keit und den Politikern in Belgrad und
Podgorica nicht geteilt. Vielmehr sieht man
sich vor weiteren, noch stärkeren Turbu-
lenzen, die das tatsächliche Entstehen des
neuen Staates »Serbien und Montenegro«
zumindest verzögern werden.

Für den Westen gilt es, die reformorien-
tierten Kräfte in Serbien weiter zu stärken,
ohne daß dies von der Regierung Djindjić
als Freibrief für ein allzu forsches Vorgehen
mißverstanden wird. Deswegen ist ein
offener Dialog nicht nur mit der regieren-
den Koalition DOS vonnöten, sondern auch
mit den Kräften um Ko�tunica. Es gibt
keinen Grund anzunehmen, daß es in
Serbien mittelfristig zu einer eindeutigen
parlamentarischen Mehrheit des einen oder
anderen politischen Lagers kommt. Die
Durchführung weiterer, dringend notwen-
diger Reformen und vor allem die Bekämp-
fung der organisierten Kriminalität werden
nach wie vor im wesentlichen von der
Fähigkeit der demokratischen politischen
Kräfte zum Kompromiß und zur Zusam-
menarbeit abhängen. Nur eine stabile
Regierung in Serbien, die sich den euro-
päischen und transatlantischen Integra-
tionsprozessen verpflichtet hat, wird die
Stärke besitzen, so empfindliche regionale
Themen wie die Zukunft Kosovos oder die
Regelung des Verhältnisses zu Montenegro
vorbehaltlos im Dialog mit den interessier-
ten Parteien und der internationalen
Gemeinschaft anzugehen.
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